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Tag für Tag versinkt die Ukraine tiefer 

im Bürgerkrieg. Die einfache Bevölke-

rung ist gefangen zwischen den rechts-

extremen ukrainischen Milizen, den pro-

russischen Milizen und den Kampfein-

sätzen der Armee. 
 

Wohin wird diese Spirale der Gewalt 

führen? Zu Strafmaßnahmen gegen 

alle, die nicht die „richtige Sprache“ 

sprechen oder die an der „falschen“ Na-

tionalflagge festhalten? Zu einer Teilung 

der Ukraine, zu einer Grenze mitten 

durch das Land, die Städte, Familien, 

Freunde auseinanderreißt? Zu einem 

neuen Graben aus Blut und Hass, wie in 

Jugoslawien vor 20 Jahren? 

Die Bevölkerung kann nur verlieren, 

wenn sie sich in diesen nationalistischen 

Fehden auseinanderreißen lässt. 
 

Die von Russland betriebene Propagan-

da ist widerwärtig. Doch die Propaganda 

der westlichen Medien ist ebenso ge-

fährlich. Sie prangern unablässig den 

„heimlichen Drahtzieher Putin“ an, doch 

was soll man von der anderen Seite 

sagen? Von den USA, die seit Jahren 

versteckt daran arbeiten, die Ukraine in 

ihr wirtschaftliches, politisches und mili-

tärisches Einflussgebiet zu ziehen. 
 

Was soll man über die Westmächte sa-

gen, die die Kraftprobe ausgelöst ha-

ben, weil sie den Einfluss Russlands in 

der Ukraine zu ihren Gunsten zurück-

drängen wollten, obwohl die Geschichte, 

die Wirtschaft und die Bevölkerung die-

ser beiden Länder ganz eng miteinander 

verwoben sind. 

Heute unterstützen die amerikanischen 

und europäischen Machthaber die provi-

sorische Regierung in Kiew: eine Regie-

rung, in der mehrere wichtige Minister 

Rechtsextreme sind, die sich offen auf 

die Nazis berufen. Der Beweis dafür, 

dass die westlichen Regierungen – ge-

nau wie Putin – bereit sind, sich auf die 

finstersten, rückschrittlichsten Kräfte zu 

nie auch nur zur Debatte. 
  

Doch die einzelnen, nationalen Regie-

rungen sind nicht besser! Auch sie ver-

suchen immer nur, die Rechte der Arbei-

tenden oder Arbeitslosen so weit wie 

möglich… nach unten anzugleichen.  

Diejenigen, die die Europäische Union 

ablehnen und dabei glauben machen, 

dass die nationale Abkapselung der 

arbeitenden Bevölkerung Glück und 

Wohlstand bringen würde, sind Lügner.  
  

Als ob die Kapitalisten und die Regie-

rungen uns nur wegen der EU angreifen 

würden! Als ob Merkel die Rente mit 67 

von der EU eingeflüstert bekommen 

hätte! Als ob uns E.ON die Strompreise 

in D-Mark weniger erhöhen würde als in 

Euro! Und wenn Zalando Leiharbeiter 

wie Sklaven ausbeutet und Siemens 

beschließt, zehntausend Arbeitende zu 

entlassen, aber Milliarden für den Kauf 

von Alstom auszugeben, dann ist auch 

daran nicht Brüssel schuld. 
 

Die Nationalisten machen die EU, die 

Ausländer und die Immigranten zu Sün-

denböcken. Sie lenken die Arbeitenden 

von dem einzigen Kampf ab, den sie 

führen müssen: den Kampf gegen die 

Kapitalisten, ihre Gier und ihre Profite. 

Der Nationalismus ändert gar nichts an 

der Ausbeutung. Er fügt nur noch Willkür 

hinzu; gegen denjenigen, der nicht die 

„richtige“ Staatsangehörigkeit hat, nicht 

die „richtige“ Sprache spricht, nicht die-

selbe Religion wie die anderen hat. 
  

Die Ereignisse in der Ukraine führen uns 

vor Augen, was für eine tödliche Falle 

der Nationalismus ist – eine Falle, die 

von heute auf morgen über einer gan-

zen Bevölkerung zuschnappen kann. 

Alle diejenigen, die von Donezk und 

Kiew bis Berlin versuchen, die Arbeiten-

den gegeneinander aufzuhetzen, sind 

Feinde der Arbeitenden. Lassen wir die-

ses Gift der Spaltung nicht zu!  
 

(Artikel übersetzt nach: Lutte Ouvrière, 9.Mai 2014) 

stützen. Genau wie Putin zählen sie 

zu den Kriegsverbrechern. 
  

Die fürchterliche Tragödie in der Ukrai-

ne sollte uns außerdem zum Nach-

denken bringen, denn sie ist auch 

Ausdruck einer stärker werdenden 

reaktionären und nationalistischen 

Strömung in ganz Europa und auch 

innerhalb der EU. 

Im derzeitigen Europawahlkampf rei-

ben sich die Parteien, die auf nationa-

listische und fremdenfeindliche Ab-

grenzung setzen, die Hände. Für sie 

sind diese Wahlen die Gelegenheit, 

sich in exzessiver Heimatliebe und 

Nationalismus zu übertreffen. 
  

Die europäischen Bevölkerungen ha-

ben Gründe genug, sich nicht mit dem 

heutigen Europa zu identifizieren. Vom 

europäischen Aufbau haben die Un-

garn oder die Griechen nichts als die 

deutschen oder französischen Banken 

und Großkonzerne gesehen, die sich 

wie Raubtiere auf sie gestürzt haben.  

Von Europa haben sie nichts gesehen 

als die Gerichtsvollzieher, die sie auf-

gefordert haben, das Wenige an Sozi-

alsystemen zu zerstören, das sie hat-

ten; sie haben nichts gesehen als die 

Krise, die sie zur Arbeitslosigkeit ver-

dammt hat. Doch wurden sie von ihren 

einheimischen Regierungen, Banken 

und Bossen besser behandelt? 
  

Die Arbeitenden wissen, dass sie von 

den europäischen Institutionen nichts 

zu erwarten haben. Ihre Maßnahmen 

zur „Gleichberechtigung“ von Mann 

und Frau bestanden darin, den Kapita-

listen zu erlauben, Frauen generell 

auch Nachts auszubeuten. Abtreibung 

hingegen ist noch immer nicht in allen 

EU-Ländern erlaubt. Und einen euro-

päischen Mindestlohn einzuführen und 

dafür die Mindestlöhne der einzelnen 

Länder nach oben, an den höchsten 

Mindestlohn anzugleichen, das stand 

Von der Ukraine bis Deutschland: Nieder mit dem Nationalismus! 



Seite 2      DAS ROTE TUCH      16. Mai 2014 

Brasilien: Wo ist das Brot zu den Spielen? 
Je näher die Fußballweltmeisterschaft 

rückt, desto lauter werden die Zweifel 

von FIFA-Verantwortlichen, ob die Ent-

scheidung, die WM in Brasilien stattfin-

den zu lassen, richtig war. Oh, nicht et-

wa, weil es sie empören würde, dass ein 

Teil der brasilianischen Bevölkerung in 

absoluter Armut und Elend haust und 

die teure WM (die teuerste aller Zeiten) 

dieses Elend noch verschlimmert.  

 

Nein, was der FIFA Sorgen bereitet ist, 

dass ein Teil der  Bevölkerung sich da-

gegen wehrt.  Keine Woche, ja kein Tag 

vergeht ohne neue Proteste. 

 

Schon vor einem Jahr waren in wochen-

langen Protesten zum Teil eine Million 

Menschen auf die Straße gegangen – 

empört darüber, wie korrupte Politiker 

für die WM die öffentlichen Kassen plün-

dern und damit die Taschen der Kon-

zernchefs füllen, während man vor der 

Tür eines Krankenhauses sterben kann, 

weil kein freies Bett oder kein Arzt da ist, 

während Schulklassen monatelang ohne 

„Schandflecken“ der Armut und mögli-

che Unruhe-Herde zu vernichten. Bull-

dozer walzen ganze Armenviertel platt. 

Ein Teil der Bewohner wird viele Kilo-

meter entfernt in neue Slums zwangs-

umgesiedelt, die anderen müssen se-

hen, wo sie bleiben.  

 

In anderen Armenvierteln organisiert die  

Polizei regelmäßig Großeinsätze, ver-

haftet, foltert und ermordet mögliche 

Unruhestifter und alle, deren Nase 

ihnen nicht passt. Wie den jungen Va-

ter, den die Polizei am 21. April folterte, 

ermordete und seine Leiche einfach in 

einem Kindergarten liegen ließ, und 

dessen Tod die Einwohner des Armen-

viertels so sehr empörte, dass sie mit 

Demonstrationen und Barrikaden bis in 

die berühmten Touristenviertel von Co-

pacabana die Polizei aufforderten, aus 

den Slums zu verschwinden. 

 

Ausnahmegesetze, Zwangsumsiedlun-

gen, Folter: Nichts haben die Organisa-

toren der FIFA und die brasilianische 

Regierung unversucht gelassen, um 

dafür zu sorgen, dass keine sozialen 

Unruhen das Image des Großereignis-

ses WM beflecken oder gar die damit 

verbundenen Milliardengeschäfte der 

Wirtschaft beeinträchtigen.  

Doch erreicht haben sie das Gegenteil. 

Denn die einfache Bevölkerung in Brasi-

lien lässt sich nicht mit Spielen abspei-

sen – sie verlangt auch das Brot. 

Lehrer bleiben und die Fahrkarten für 

die städtischen Busse so teuer gewor-

den sind, dass sie ein Drittel des 

Lohns verschlingen.  

 

Seit die WM näher rückt, sind die 

Gründe für die Empörung nicht weni-

ger geworden. Weil kaum ein Stadion 

und kein Flughafen rechtzeitig zur WM 

fertig wird, sind die Baustellen für die 

Arbeiter lebensgefährlich geworden: 

Ohne Rücksicht auf Verluste werden 

sie angetrieben, schneller und immer 

schneller zu arbeiten, Tag und Nacht, 

ohne sich Zeit für Sicherheitsmaßnah-

men zu nehmen, ohne auf Anzeichen 

für Gefahren zu achten… Es vergeht 

keine Woche ohne grausame und 

nicht selten tödliche Unfälle.  

 

In Sao Paulo führte die Wut über diese 

skrupellosen Baukonzerne, die Milliar-

den für den Bau von Stadien ge-

schenkt bekommen, während für die 

Arbeiter keine bezahlbaren Wohnun-

gen gebaut werden, zu drei Protest-

märschen obdachloser Arbeiter, die in 

der Besetzung der Büros der drei 

größten Baukonzerne endeten.  

 

Die Obdachlosigkeit hat durch die ex-

plodierenden Grundstückspreise und 

Mieten in den WM-Städten dramatisch 

zugenommen. Und sie wird noch 

dadurch verschlimmert, dass die Re-

gierung seit Monaten versucht, die 

Die Waffe der Arbeiter ist der Streik – überall 
 

50.000 Arbeiterinnen und Arbeiter des Schuhproduzenten Yueyuen haben in der 

chinesischen Provinz Guangdong mehrere Wochen lang erfolgreich für die Bezah-

lung der Renten-, Kranken- und Arbeitslosenversicherung gestreikt. Seit Jahren 

waren sie darum von dem taiwanesischen Unternehmen betrogen worden, das für 

Nike, Adidas, New Balance und andere produziert.  
 

Jahrelang galten China und Südost-Asien als das El Dorado der Produktion mit 

super billigen Arbeitskräften. Aber so einfach ist es für die Kapitalisten nicht mehr, 

die Arbeiter hier dauerhaft überauszubeuten. Allein in diesem Jahr hat die Zahl der 

Streiks um 30 Prozent zugenommen, und die Arbeiter setzten bedeutende Lohner-

höhungen durch. Auch in Kambodscha ging Ende 2013 eine riesige Streikwelle 

durch das Land, in der 400.000 Arbeiter der Textilindustrie für die Verdoppelung 

ihres Mindestlohns kämpften. Und seitdem flammen immer wieder neue Streiks auf.  
 

Die Kapitalisten können sich drehen und wenden, wie sie wollen: In welchen Teil 

der Welt sie auch ziehen in der Hoffnung, dort wehrlose Arbeiter ausbeuten zu kön-

nen… Streik und Klassenkampf kleben an ihren Fersen.  
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Burger King:  

Mitarbeiter des Monats  
 

In Essen protestierten am 7. Mai Be-

schäftigte der Fastfood-Kette Burger 

King gegen ihre unmöglichen Arbeits-

bedingungen: Keine Nacht- und Feier-

tagszuschläge, verspätete Zahlung der 

Löhne, keinen Lohn bei Krankheit, Ent-

lassung von Gewerkschaftern...  
 

An die 200 Arbeiter und Gewerkschaf-

ter aus anderen Betrieben kamen, um 

die Proteste zu unterstützen, von der 

Bahn, aus Metallbetrieben und anderen 

Restaurants. Viele erzählten von ähnli-

chen Problemen aus ihren eigenen 

Branchen. Denn Burger King ist kein 

Einzelfall. Überall versuchen die Unter-

nehmer, die Arbeiter immer grenzenlo-

ser auszupressen.  

Sich dagegen gemeinsam zu wehren, 

ist die einzig mögliche Antwort. Und 

dass 200 Menschen spontan kamen, 

um die Arbeitenden bei Burger King zu 

unterstützen, gab Mut für die Zukunft.  

Halle: Erneut 6300 Demonstranten  

gegen die Sparpläne der Landesregierung 
Die Wahl  

wird oben getroffen 
 

Jeder zweite Arbeitsplatz, der bei der 

Stadt Essen nicht wieder besetzt wird. 

Hunderte Arbeitende der Stadt, die oh-

ne Tarifvertrag sind und ein Viertel we-

niger Lohn bekommen. Geschlossene 

Schulen und Sportanlagen. Überfüllte 

Kindergärten. Reparaturen von einer 

Million Euro bei der EVAG, die „auf un-

bestimmte Zeit“ verschoben sind. 22 

Hauptstraßen, die neue Asphaltdecken 

brauchen, aber kaum die Schlaglöcher 

gestopft bekommen...  
 

Und was versprechen CDU und SPD 

bei der Kommunalwahl? Dass es genau 

so weitergeht! Wie sollte es auch an-

ders sein? Solange ihre großen Brüder 

in der Bundesregierung immer neue 

Aufgaben für die Kommunen finden, 

aber immer weniger Geld; solange die 

Banken die Städte mit teuren Krediten 

ausplündern dürfen; solange Konzerne 

mit jahrelangen Milliardengewinnen, wie 

Siemens, Opel oder RWE, tausende 

Arbeitende entlassen, Betriebe schlie-

ßen und so die Städte in die Armut trei-

ben dürfen – solange wird der langsa-

me Zerfall der Städte weitergehen. 

 

Nachts zeigen sie ihr wahres Gesicht 
So regiert die Große Koalition: Bei Tag ist sie die gute Fee, die uns die Erfüllung 

unserer Wünsche verspricht – und bei Nacht ist sie die böse Hexe. Bei Tag erzählt 

sie, wie gut die Steuereinnahmen sind und dass man vielleicht ein, zwei Prozent-

chen Einkommenssteuer senken könnte – und bei Nacht kürzt sie 6 Milliarden bei 

den Krankenkassen, 6 Milliarden bei den Städten und erwägt eine PKW-Maut. Bei 

Tag verspricht sie Verbesserungen in der Pflege – bei Nacht erhöht sie die Beiträ-

ge. Bei Tag redet sie von Rente mit 63 und würdigem Alter – und bei Nacht erhöht 

sie das Rentenalter auf 67 und streicht die Rentenerhöhung.  

Und so kann sie bei Tag davon schwärmen, wie toll alles läuft in der Besten aller 

Welten… aber die Nacht erleben wir. 

Seit über einem Jahr schon gehen in 

Ostdeutschland immer wieder Tausende 

gegen die Sparpolitik der Landesregie-

rungen auf die Straße, in Sachsen, in 

Sachsen-Anhalt und dort ganz beson-

ders in Halle. 

Im Frühjahr 2013 hatte die Landesregie-

rung im Namen der „nötigen Bekämp-

fung der Schulden“ einen Sparplan ver-

kündet, der einer regelrechten Kriegser-

klärung gegen die Arbeitenden und die 

Bevölkerung des Landes gleichkam: 

Eine der zwei Uniklinken Halle oder 

Magdeburg – lebenswichtige Einrichtun-

gen für die Bevölkerung – sollte ge-

schlossen werden, ebenso mehrere 

Theater, ganze Institute und Studien-

gänge der Universitäten, dazu Kürzun-

gen in allen anderen Bereichen des Öf-

fentlichen Dienstes… Insgesamt sollten 

viele tausend Stellen vernichtet werden 

– in einer Region, in der die Arbeitslo-

sigkeit heute schon fast doppelt so hoch 

ist wie im bundesweiten Durchschnitt. 

 

Innerhalb eines Monats sammelten in 

Halle Beschäftigte und Studenten dage-

gen 100.000 Unterschrif-

ten, sie besetzten das 

Theater, und mehrere 

Monate lang organisier-

ten sie immer und immer 

wieder Demonstrationen. 

Sie bekamen Unterstüt-

zung von Arbeitenden 

anderer Betriebe, Ein-

wohnern und bis hin zum 

Einzelhandel: Denn alle 

sind betroffen, wenn ei-

ner der größten Arbeitge-

ber der Stadt verschwin-

det.  

Angesichts der anhaltenden Proteste 

ist die Landesregierung ein Stück zu-

rückgewichen. Beide Unikliniken blei-

ben nun doch erhalten, ebenso die 

Theater. Und erstmal sollen nur noch 

halb so viel Geld und damit halb so 

viele Arbeitsplätze eingespart werden.  

 

Selbstverständlich sind nicht alle An-

griffe durch die Proteste abgewehrt 

worden. Insbesondere an den Univer-

sitäten sollen die massive Schließun-

gen und Kürzungen bleiben, die für die 

Studenten weniger Studienplätze, we-

niger Auswahl und weitere Wege von 

vierzig Kilometern und mehr bedeuten, 

und gegen die die Proteste weiterge-

hen. Erst am 30. April 2014 waren 

erneut  6300 Studenten und Beschäf-

tigte der Uni auf der Straße.  

 

Doch das, was erreicht wurde, wurde 

einzig durch den gemeinsamen Wider-

stand erreicht. Diejenigen, die sich 

gewehrt und protestiert haben, zum 

Teil über Berufe und Branchen hin-

weg, weisen den einzigen Weg.  
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Geschenke für die Ewigkeit 
 

RWE, E.ON und ENBW planen ein 

großzügiges „Geschenk“ an die Allge-

meinheit: Anscheinend wollen sie dem 

Staat alle ihre Atomkraftwerke schen-

ken – und die Kosten für deren Abriss, 

die Endlagerung und alle sonstigen 

langfristigen Folgen gleich dazu. 
 

Wenn es nach ihnen geht, soll es so 

ähnlich laufen wie im Bergbau. Und 

was das bedeutet, wissen wir im Ruhr-

gebiet nur zu gut:  

Die Bergwerksgesellschaften hatten 

damals die Zechen, die sie loswerden 

wollten, in die „Konsolidierungs-

gesellschaft“ RAG überführt. Die RAG 

führte die Zechen bis zu ihrer Schlie-

ßung weiter – mit Milliarden Subventio-

nen von Bund und Land. 50 (!) Jahre 

lang bekam die RAG öffentliche Sub-

ventionen. 
  

Als Gegenleistung sollte die RAG zu-

mindest alle „Ewigkeitsschäden“ des 

Bergbaus bezahlen: Abpumpen des 

Grundwassers, Beseitigung von Gefah-

ren alter Stollen, Bergschäden…  

Doch in Wahrheit bleiben auch hier 

meist die Anwohner oder das Land auf 

den Kosten sitzen – die jüngste Sper-

rung der A40 oder des Essener Haupt-

bahnhofs lassen grüßen. 
 

Die großen Aktionäre der Energiekon-

zerne finden ein solches Vorgehen die 

normalste Sache der Welt. Ihr Job ist 

schließlich, Gewinne aus einem Betrieb 

zu ziehen. Die unangenehmen Folgen 

ihrer Geschäfte, die Jahre und Jahrhun-

derte anhalten und zum Teil Millionen 

Menschen betreffen, die überlassen sie 

wie alle Kapitalisten lieber den verant-

wortungsvollen Händen der Allgemein-

heit.  

Und auch deshalb gehören die großen 

Konzerne und ihre Entscheidungen 

nicht in die Hände einzelner, privater 

Kapitalisten, sondern unter die Kontrolle 

der arbeitenden Bevölkerung.   

Siemens und Alstom:  

(Noch) zwei Konzerne, aber ein gemeinsamer Kampf 
 

Seit Wochen pokern Siemens und General Electrics (GE) darum, wer von beiden 

den Konzern Alstom übernehmen wird. Doch die Arbeitenden von Alstom wissen 

jetzt schon, was sie erwarten soll. Denn beide, Siemens wie GE, haben dieselben 

Pläne für die Arbeiter: Beide planen die nächsten Entlassungen, die nächsten Spar-

pläne, die nächsten Verschlechterungen.  

150 Arbeiter blockierten um Ostern im Mannheimer Werk mehrere Tage lang die 

Tore und streikten. Am 29. April protestierten 2000 Alstom-Arbeitende aus ganz 

Deutschland, auch um den neuen Bossen von Siemens oder GE von Anfang an zu 

zeigen, dass die Sparpläne nicht ohne Widerstand bleiben werden.  
 

*** 
Auch in verschiedenen Siemens-Werken sind Proteste geplant. Denn der Siemens-

Konzern, der keine Probleme hat, Milliarden Euro für die Übernahme von Alstom 

aufzutreiben, will den Arbeitenden erzählen, dass der Konzern unbedingt „sparen“ 

müsse… und deshalb 10.000 Arbeitsplätze vernichten müsse!  

Ob Siemens also den Alstom-Konzern übernehmen wird oder nicht, die Arbeitenden 

beider Konzerne haben jetzt schon die gleichen Probleme, die gleichen Gegner und 

einen gemeinsamen Kampf: gegen  Konzerne, gegen deren Profitgier sie entschlos-

sen ihre Arbeitsplätze und Löhne verteidigen müssen. 

Türkei: Gestorben für den Profit 
„Kein Unfall – Mord“ riefen Zehntausen-

de, tief empört, bei Streiks und De-

monstrationen gegen die Zechenbosse 

und die Regierung Erdogan, nachdem 

über 300 Bergleute bei der Katastrophe 

in dem türkischen Bergwerk ihr Leben 

verloren haben. Für alle diese Arbeiter, 

die nur ihren Le-

bensunterhalt 

verdienen wollten, 

hat sich ihr Ar-

beitsplatz in ihr 

Grab verwandelt.  

 

„Kein Unfall – 

Mord“ klagen die 

Demonstranten 

die Bosse der 

Zeche an, die sich 

damit brüsten, die 

Produktionskos-

ten der Zeche seit der Privatisierung um 

vier Fünftel (!) verringert zu haben.  

 

Und in den anderen Zechen sieht es 

ähnlich aus. Seit die früher staatlichen 

Zechen in den vergangenen Jahren pri-

vatisiert wurden, häufen sich die Proble-

me, die Unfälle, die Todesfälle, weil die 

Zechenbosse nur ein Interesse haben: 

möglichst „kostengünstig“, möglichst 

ohne Einschränkungen, möglichst profi-

tabel die Arbeiter auszubeuten. Den Tod 

hunderter und tausender Arbeiter neh-

men sie ohne zu zögern in Kauf. 

 

„Kein Unfall – Mord“ klagen die De-

monstranten auch die Regierung Erdo-

gan an, die diese Privatisierung voran-

getrieben hat und die sich vor gerade 

drei Wochen erst geweigert hat, auch 

nur eine 

Kommission 

einzurichten, 

um die ext-

rem unsicher 

gewordene 

Lage in den 

Bergwerken 

zu untersu-

chen.  

 

Kein Wun-

der, dass 

Regierungs-

chef Erdogan vor den wütenden Ange-

hörigen in einen Laden flüchten muss-

te, nachdem er jede Verantwortung 

der Zechenbosse und der Regierung 

zurückgewiesen und lapidar erklärt 

hatte: Solche Arbeitsunfälle passieren 

ständig, überall auf der Welt.  

 

Ja, Sicherheit kostet Geld. Und sie 

den Kapitalisten zu überlassen, für die 

nur der eigene Gewinn zählt, ist le-

bensgefährlich – in der Türkei und 

überall. 

Wollen Sie uns erreichen?  

DAS ROTE TUCH -  
Postfach 10 08 02 - 45008 Essen  

E-Mail: das-rote-tuch@gmx.de    

Telefon:  0157 – 76493485 

www.bund-revolutionaerer-arbeiter.org 

„Kein Unfall, kein Schicksal, Mord!“ 
Das ist der Ruf zehntausender Demonstranten. 


